
FÜR UNTERNEHMEN

Betriebsstättenbegriff knüpft nicht an 
Begriff der ersten Tätigkeitsstätte an
Das Finanzgericht Rheinland­Pfalz (FG) entschied, dass 
sich der Begriff der Betriebsstätte nicht aus dem Begriff 
der ersten Tätigkeitsstätte ableiten lasse. Vielmehr han­
delt es sich bei dem Begriff der Betriebsstätte um eine ei­
gene normspezifische Auslegung des § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 
6 EStG.

Der Kläger, ein selbstständiger IT­Berater, arbeitete zwi­
schen 2016 und 2018 fast ausschließlich für eine einzige 
Firma, deren Sitz er an vier Tagen pro Woche aufsuchte. 
Sein ursprünglich auf drei Monate befristeter Beraterver­
trag wurde mehrfach verlängert. Aufgrund seiner Tätig­
keit unterhielt er eine Zweitwohnung im Rahmen einer 
doppelten Haushaltsführung. In einer Betriebsprüfung ar­
gumentierte der Kläger, dass der Firmensitz seines Kun­
den keine Betriebsstätte im Sinne des § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 
6 S. 1 EStG sei und daher seine Familienheimfahrten un­

begrenzt absetzbar sowie Verpflegungsmehraufwendun­
gen über die 3­Monats­Frist hinaus anzuerkennen seien. 
Das FG entschied jedoch, dass der Einsatzort des Klägers 
als Betriebsstätte zu werten sei, wodurch die steuerlichen 
Abzugsbeschränkungen rechtmäßig waren.

Entscheidung: Unter einer Betriebsstätte ist der Ort zu ver­
stehen, an dem oder von dem aus die beruflichen oder ge­
werblichen Leistungen erbracht werden, die den steuer­ 
baren Einkünften zugrunde liegen. Eine abgrenzbare Flä­
che oder Räumlichkeit und eine hierauf bezogene eigene 
Verfügungsmacht des Steuerpflichtigen über die erforderli­
che ortsfeste betriebliche Einrichtung ist nicht erforderlich. 
Bei einem im Wege eines Dienstvertrags tätigen Unter­
nehmers, der nicht über eine eigene Betriebsstätte verfügt, 
ist als Betriebsstätte daher der Ort anzusehen, an dem er 
die geschuldete Leistung zu erbringen hat – in der Regel 
also der Betrieb des Auftraggebers.

Die Revision zum BFH ist unter Az. beim BFH VIII R 15/24 
anhängig.

Quelle: FG Rheinland­Pfalz, Urteil v. 19.6.2024, 1 K 1219/21 
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Trotz  wirtschaftlicher  Stagnation  sind  die  Steuerein-
nahmen von  Bund  und  Ländern  im Jahr  2024  um 3,8  %
auf  861,1  Milliarden  EUR  gestiegen.  Besonders  die
Abgeltungsteuer  auf  Zinserträge,  die  Mehrwertsteuer
sowie  die  Lohn-  und  Einkommensteuer  trugen  zum
Anstieg  bei,  während  die  Körperschaftsteuer  rückläufig
war.  Die  deutsche  Wirtschaft  bleibt  laut  Bundesfi-
nanzministerium in einer schwierigen Lage, insbesondere
die Exportindustrie leidet  unter Unsicherheiten wie einem
möglichen  US-Protektionismus.  Kurzfristig  wird  keine
Besserung  erwartet,  auch  die  Alterung  der  Gesellschaft
dämpft das Wachstum.

Unsere Themen u. a.:

- Betriebsstättenbegriff und erste Tätigkeitsstätte
- Periodengerechte Verteilung einer 
  Leasingsonderzahlung
- Lohnabrechnung auch als elektronisches Dokument
- Kindergeldanspruch bei Sprachkurs
- Pflicht zur Arbeitszeiterfassung
- BaFin-Kontenvergleich
- Keine steuerliche Förderung nach der 
  Wohnraumoffensive für Ersatzneubauten
- Im Bau befindliche Gebäude sind kein 
  Verwaltungsvermögen
- Gewinnabführung nach unberechtigter 
  Eigenbedarfskündigung
- Höhere Vergütung bei gleicher Arbeitszeit?
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Periodengerechte Verteilung einer 
Leasingsonderzahlung
Sachverhalt: Ein Außendienstmitarbeiter least in 2018 im 
Rahmen seines Beschäftigungsverhältnisses ein Fahr­
zeug. Ebenfalls in 2018 leistete er eine Leasingsonder­
zahlung in Höhe von 15.000 EUR.

Für 2018 ermittelte der Kläger die Gesamtkosten für das 
Fahrzeug mit insgesamt 30.418,21 EUR. Darin war die 
Leasingsonderzahlung für den Leistungszeitraum vom  
20. Dezember 2018 bis zum 19. Dezember 2021 und ei­
ner Fahrleistung von 40.000 km pro Jahr mit 15.000 EUR 
enthalten.

BFH­Entscheidung: Verwendet ein Arbeitnehmer einen 
geleasten PKW für sonstige berufliche Zwecke und macht 
er dafür die tatsächlichen Kosten geltend, so gehörte 
nach der bisherigen Rechtsprechung eine bei Leasingbe­
ginn zu erbringende Sonderzahlung in Höhe des auf die 
Auswärtstätigkeiten entfallenden Nutzungsanteils grund­
sätzlich zu den sofort abziehbaren Werbungskosten. 
Nach neuer Rechtsprechung sind die Gesamtkosten peri­
odengerecht den jeweiligen Nutzungszeiträumen zuzu­
ordnen. Das bedeutet, dass zur Ermittlung der 
tatsächlichen Kosten für sonstige berufliche Fahrten nach 
§ 9 Abs. 1 S. 3 Nr. 4a S. 1 EStG eine Leasingsonderzah­
lung den einzelnen Veranlagungszeiträumen während der 
Laufzeit des Leasingvertrags zuzuordnen ist.

Quelle: BFH, Urteil v. 21.11.2024, VI R 9/22

Lohnabrechnung auch als 
elektronisches Dokument
Wenn Arbeitgeber die Lohnabrechnung als elektronisches 
Dokument zum Abruf in ein passwortgeschütztes digitales 
Mitarbeiterpostfach einstellen, wahren sie damit die vor­
geschriebene Textform.

Der Anspruch eines Arbeitnehmers auf Abrechnung sei­
nes Entgelts ist eine sogenannte Holschuld, die der Ar­
beitgeber erfüllen kann, ohne für den Zugang der 
Abrechnung beim Arbeitnehmer verantwortlich zu sein. 

Es genügt, dass der Arbeitgeber die Abrechnung an einer 
elektronischen Ausgabestelle bereitstellt.

Quelle: BAG, Pressemitteilung v. 28.01.2025

EINKOMMENSTEUER UND PERSÖNLICHE 
VORSORGE

Kindergeldanspruch bei Sprachkurs und 
Warten auf Freiwilligenplatz
Ein Kind, dass das 18. Lebensjahr vollendet hat, hat 
einen Anspruch auf Kindergeld, wenn es bei der Agentur 
für Arbeit bzw. dem Jobcenter als arbeitssuchend gemel­
det ist oder für einen Beruf ausgebildet wird. 

Ein Sprachunterricht kann kindergeldrechtlich nur dann 
als Berufsausbildung angesehen werden, wenn er nach 

seinem Umfang den Schluss auf eine hinreichend gründli­
che (Sprach­)Ausbildung rechtfertigt und mindestens     
10 Wochenstunden umfasst.

Im Streitfall wurde für eine Tochter nachträglich das Kin­
dergeld für November 2023 bis März 2024 aufgehoben, 
da der Anspruch auf Kindergeld für die Tochter für diesen 
Zeitraum nicht mehr nachgewiesen sei. Die Tochter stre­
be zum 01. Oktober 2024 ein Studium in den Niederlan­
den an. Als vorbereitende Maßnahme dafür besucht sie 
einen niederländischen Sprachkurs, jedoch unter 10 Wo­
chenstunden. 

Auch die Tatsache, dass die Tochter sich nicht schon zum 
folgenden Sommersemester, sondern erst zum darauffol­
genden Wintersemester für ein Studium beworben hat, 
begründet keinen Kindergeldanspruch. Das Warten auf 
einen Studienplatz reicht für die Kindergeldberücksichti­
gung nicht aus.

Quelle: FG Bremen, Urteil v. 10.12.2024, 2 K 92/24

Pflicht zur Arbeitszeiterfassung gilt auch 
für Hausangestellte
Das EuGH­Urteil vom 19. Dezember 2024 (C­531/23) zur 
Arbeitszeiterfassung für Hausangestellte in Spanien hat 
auch Auswirkungen auf Deutschland. Bisher mussten Ar­
beitgeber in Deutschland die Arbeitszeiten von Hausan­
gestellten nicht dokumentieren. Nach der Entscheidung 
des EuGH haben sie jedoch nun das gleiche Recht auf 
Arbeitszeiterfassung wie andere Arbeitnehmer.

In der Praxis könnte die Umsetzung jedoch erschwert 
sein, da laut einer Studie des Instituts der deutschen Wirt­
schaft über 90 % der Hausangestellten in Deutschland 
schwarzarbeiten.

Quelle: EuGH, Urteil v. 19.12.2024, C­531/23

BaFin­Kontenvergleich 
Die BaFin hat am 15. Januar 2025 eine neue Website für 
den Vergleich von Girokonten gestartet. Der BaFin­Kon­
tenvergleich bietet eine umfassende Übersicht über rund 
6.900 Kontomodelle von 1.100 Anbietern, einschließlich 
Informationen zu Gebühren, Kartenkosten sowie Haben­ 
und Überziehungszinsen.

Neben klassischen Girokonten werden auch Basiskonten, 
Konten für Minderjährige, Studierende und Rentner auf­
geführt. 

Mit wenigen Mausklicks können die Nutzerinnen und Nut­
zer Merkmale für ihr Wunschkonto festlegen, wie Konto­
führungsgebühr, unentgeltliche Bargeldauszahlung im 
Ausland oder Ausgabe einer Kreditkarte. Die Suchergeb­
nisse werden neutral und werbefrei dargestellt. Der Ba­
Fin­Kontenvergleich verfolgt kein kommerzielles Interesse 
und gibt keine Empfehlung für ein Konto oder einen An­
bieter. Vielmehr ermöglicht er eine Vorauswahl aus dem 
großen Girokonto­Angebot und bietet die erforderliche 
Transparenz für eine erste Einordnung.
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Die Kontenmodelle werden anhand von 27 Vergleichskri­
terien dargestellt. Ziel ist es, die große Bandbreite unter­
schiedlicher Kontenmodelle mit vielen Nebenbe­ 
dingungen vergleichbar zu machen. 

Anhand von Such­ und Filterfunktionen können Nutzerin­
nen und Nutzer das Angebot nach ihrem Bedarf eingren­
zen. Suchergebnisse lassen sich online speichern, 
weiterleiten und herunterladen. Dabei verzichtet die Web­
site auf Cookies. Zudem enthält der BaFin­Kontenver­
gleich Inhalte in leichter Sprache und lässt sich 
barrierefrei bedienen.

Für die Richtigkeit der Angaben sind die Kontoanbieter 
selbst verantwortlich. Nach Meldung werden die Daten 
ohne weitere Prüfung oder Bearbeitung durch die BaFin 
an den Kontenvergleich übertragen. Die Aufnahme in den 
Kontenvergleich ist kein BaFin­Gütesiegel für Kontoanbie­
ter oder deren Zahlungskonten, sondern gesetzlich vorge­
geben. Die BaFin führt jedoch stichprobenhafte Qua­ 
litätschecks durch. 

Die Nutzerinnen und Nutzer müssen sich über die Einzel­
heiten eines Kontenmodells beim jeweiligen Kontoanbie­
ter informieren.

Die im BaFin­Kontenvergleich enthaltenen Daten sind frei 
zugänglich. Sie lassen sich als Tabelle vollständig herun­
terladen und für redaktionelle Zwecke weiterverarbeiten. 
Beispielsweise lässt sich das Filialangebot regional nach 
Postleitzahl auswerten. Interessierte Redaktionen erhal­
ten auf Anfrage eine genauere Beschreibung der Ver­
gleichskategorien. 

Link zum BaFin­Kontenvergleich: 
kontenvergleich.bafin.de

Quelle: BMF

BAUEN UND VERMIETEN

Keine steuerliche Förderung nach der 
Wohnraumoffensive für 
Ersatzneubauten
Das Finanzgericht Köln hat entschieden, dass der Abriss 
eines vermieteten Wohngebäudes und der anschließende 
Neubau auf demselben Grundstück nicht durch die 
Wohnraumoffensive steuerlich gefördert wird.

Die steuerliche Förderung kommt grundsätzlich nur dann 
zum Tragen, wenn durch den Neubau neuer/zusätzlicher 
Wohnraum geschaffen wird. Eine Verbesserung des 
Energiestandards reicht für die Förderung nicht aus.

Die Wohnraumoffensive ziele darauf ab, dem Mangel an 
bezahlbarem Wohnraum für Menschen mit geringem oder 
mittlerem Einkommen durch die Förderung von Neu­ und 
Umbaumaßnahmen entgegenzuwirken. Ein Abriss mit 
gleichzeitigem Neubau erhöht eben nicht das Wohnange­
bot.

Quelle: FG Köln

Im Bau befindliche Gebäude sind kein 
Verwaltungsvermögen
Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass Grund­
stücke mit im Bau befindlichen Gebäuden trotz beabsich­
tigter Vermietung kein Verwaltungsvermögen im Sinne 
des Erbschaftsteuer­ und Schenkungsteuergesetzes dar­
stellen.

Zum sogenannten Verwaltungsvermögen gehören unter 
anderem an Dritte zur Nutzung überlassene Grundstücke 
und Grundstücksteile. Abzustellen ist dabei auf die Nut­
zungsvereinbarung am Stichtag. Auf eine beabsichtigte 
zukünftige Nutzungsüberlassung komme es für die Beur­
teilung insbesondere nicht an.

Quelle: FG Münster

Gewinnabführung nach unberechtigter 
Eigenbedarfskündigung
Um unliebsame Mieter loszuwerden, kommt es in der 
Praxis gelegentlich vor, dass die Eigentümer vorge­
täuschten Eigenbedarf anmelden. So geschah es auch im 
Urteilsfall: Der Eigentümer kündigte dem Mieter wegen 
„Eigenbedarf“ die Wohnung.  Er führte an, dass seine 
Tochter in die Wohnung einziehen wird. Ein Einzug der 
Tochter unterblieb jedoch. Stattdessen wurde die Woh­
nung nach kurzem Leerstand zu einer höheren Miete neu 
fremdvermietet.

Infolge der ungerechtfertigten Kündigung wegen Eigenbe­
darfs sei der Eigentümer verpflichtet, dem Altmieter wie­
der den Besitz an den Mieträumlichkeiten einzuräumen. 
Da er hierzu infolge der Weitervermietung und Nutzungs­
überlassung an neue Mieter nicht in der Lage sei, sei dies 
jedoch unmöglich gewesen.

Das Landesgericht hat schließlich entschieden, dass der 
Eigentümer den durch den höheren Mietzins entstande­
nen Mehrerlös an den Altmieter herausgeben muss.

FÜR HEILBERUFE

Höhere Vergütung bei gleicher 
Arbeitszeit?
Im Urteilsfall ist eine Pflegekraft in Teilzeit tätig und leistet 
entsprechend nur 40 % der für Vollzeitkräfte üblichen Ar­
beitszeit, z. B. 64 statt 160 Arbeitsstunden im Monat. Der 
Tarifvertrag sieht Mehrarbeitszuschläge von 30 % vor. Al­
lerdings greift der Mehrarbeitszuschlag für alle Mitarbei­
tenden erst, wenn die monatlichen Arbeitsstunden eines 
Vollzeitbeschäftigten erreicht ist ­ im genannten Beispiel 
also ab der 161. Arbeitsstunde.

Um von den Mehrarbeitsstunden profitieren zu können, 
hätte die Teilzeitpflegekraft also zunächst die „fehlenden" 
60 % Arbeitszeit zuschlagsfrei „nachholen" müssen. Sie 
sah sich hierdurch in ihrer Eigenschaft als Teilzeitkraft dis­
kriminiert und erhob Klage vor den Arbeitsgerichten. 
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Konsequenzen:

Banken dürfen keine Verwahrentgelte auf Spar­ und Ta­
gesgeldkonten mehr erheben.

Intransparente Klauseln zu Girokonten und Bankkarten 
sind unzulässig.

Rückzahlungen für bereits gezahlte Verwahrentgelte wur­
den nicht zugesprochen, da die Kläger die betroffenen 
Verbraucher nicht hinreichend individualisiert hatten.

Quelle: Urteil: BGH, 04.02.2025 – XI ZR 61/23, XI ZR 65/23, XI ZR 

161/23, XI ZR 183/23

LESEZEICHEN

Pauschbeträge für Sachentnahmen 
(Eigenverbrauch) 2025
Die Pauschbeträge für unentgeltliche Wertabgaben wer­
den auf der Grundlage der vom Statistischen Bundesamt 
ermittelten Aufwendungen privater Haushalte für Nah­
rungsmittel und Getränke festgesetzt. 

Für das Jahr 2025 hat das Bundesfinanzministerium gel­
tenden Pauschbeträge für unentgeltliche Wertabgaben 
(Sachentnahmen) bekanntgegeben: 
tinyurl.com/yudfcwwv

AKTUELLE STEUERTERMINE
Lohnsteuer, Umsatzsteuer
10.03.2025 (13.03.2025*)

Fälligkeit der Beiträge zur Sozialversicherung:
25.03.2025 (Beitragsnachweis)
27.03.2025 (Beitragszahlung) 

Zur Wahrung der Frist muss der Beitragsnachweis am 
Vortag bis spätestens 24.00 Uhr eingereicht sein.
* Ende der Schonfrist bei Zahlung durch Überweisung in 
Klammern. 

WICHTIGER HINWEIS
Die Inhalte unseres Schreibens wurden mit größter Sorgfalt erstellt. Für 

die Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der Inhalte können wir jedoch 

keine Gewähr übernehmen. Gesetze und Rechtsprechung ändern sich 

fortlaufend. Nutzen Sie deshalb unser Schreiben zur Information. Bitte 

denken Sie aber daran, dass Sie vor Ihren Entscheidungen grundsätzlich 

steuerliche oder rechtliche Beratung in Anspruch nehmen, weil wir sonst 

keine Verantwortung übernehmen können.

In diesem Informationsbrief werden teilweise KI­generierte Bilder verwen­

det. KI­generierte Darstellungen können Abweichungen zur tatsächlichen 

Umgebung oder Sachlage aufweisen.

Mit Erfolg: Das Bundesarbeitsgericht entschied, dass Zu­
schläge für Mehrarbeit Teilzeitbeschäftigten bereits bei 
Überschreiten ihrer individuellen Arbeitszeit zustehen, 
nicht erst bei Überschreiten der Arbeitszeit von Vollzeit­
kräften.

Mitgliedsbeiträge für ein Fitnessstudio 
sind keine außergewöhnlichen 
Belastungen
Aufwendungen für die Mitgliedschaft in einem Fitnessstu­
dio können nicht als außergewöhnliche Belastungen be­
rücksichtigt werden. Voraussetzung für den Abzug als 
außergewöhnliche Belastung ist, dass die Kosten dem 
Steuerpflichtigen zwangsläufig erwachsen. Er muss sich 
ihnen aus rechtlichen, tatsächlichen oder sittlichen Grün­
den nicht entziehen können. 

Ein Abzug des Mitgliedsbeitrags als außergewöhnliche 
Belastung ist auch dann zu versagen, wenn die Teilnah­
me an einem dort angebotenen, ärztlich verordneten 
Funktionstraining die Mitgliedschaft in dem Fitnessstudio 
voraussetzt.

SPAREN UND KAPITAL ANLEGEN

BGH kippt Bank­Klauseln zu 
Negativzinsen
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat entschieden, dass Ver­
wahrentgelte („Negativzinsen“) für Spar­ und Tagesgeld­
konten bei Verbrauchern grundsätzlich unzulässig sind. 
Bei Girokonten sind solche Entgelte zwar möglich, die 
Klauseln in den verhandelten Fällen waren jedoch zu in­
transparent und damit unwirksam.

Zwischen 2020 und 2021 hatten Banken und Sparkassen 
Verwahrentgelte von 0,5 ­ 0,7 % pro Jahr für Guthaben 
oberhalb eines Freibetrags (5.000 ­ 250.000 EUR) erho­
ben. Verbraucherschutzverbände klagten, da diese Ge­
bühren Verbraucher unangemessen benachteiligten.

Entscheidungsgründe:

Girokonten: 
Verwahrentgelte wurden als Hauptleistung der Bank be­
trachtet, unterliegen aber dem Transparenzgebot. Die 
Klauseln waren nicht eindeutig genug formuliert, sodass 
Kunden ihre finanzielle Belastung nicht klar erkennen 
konnten.

Tagesgeld­ und Sparkonten: 
Hier sind Verwahrentgelte unzulässig, da sie den Spar­ 
zweck untergraben. Statt Kapital zu erhalten oder zu ver­
mehren, führte die Gebühr zu einem schleichenden Kapi­
talverlust, was Verbraucher unangemessen benachteiligt.

Ersatz­Bankkarten & PINs: 
Der BGH kippte auch unklare Entgeltklauseln für Ersatz­
karten und PINs, da Verbraucher nicht eindeutig erken­
nen konnten, wann sie zahlen müssen.

Informationsbrief 
Aktuelles zu Steuern und Recht

März 2025

SEITE 4


